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Unmissverständliche Änderungen | Ob Tippen, Lesen oder Telefonieren: Das Handy-Verbot am Steuer is

ausgeweitet worden. Zudem gibt es eine Ergänzung im Sonntagsfahrverbot und deutlich höhere Strafen
t jetzt im Gesetzestext auf sä

 bei der Missachtung der obli
StVO-Änderung
Neues zur Straßenverkehrsordnung

StVO-Novelle | Der Bundesrat hat am 22. September die 53. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrecht-
licher Vorschriften beschlossen. Einige für Dienstwagenfahrer relevante Beispiele.
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mtliche elektronische Geräte 

gatorischen Rettungsgasse
  In nahezu regelmäßigen Abständen im 

Jahr erfährt die Straßenverkehrsordnung 

(StVO) Anpassungen an die Bedürfnisse der 

sich fortlaufend verändernden Entwicklun-

gen. Nicht immer erschließt sich dabei dem 

Autofahrer der konkrete Nutzen immer 

schneller aufeinanderfolgender Gesetzes- 

und Verordnungsänderungen. Geht man da-

von aus, dass die StVO – wie kein anderer 

Verordnungstext – gerade für den Bürger 

geschrieben sein sollte und eben nicht für 

die Behörden, dann können schon Zweifel 

am Sinn so mancher gesetzgeberischen Neu-

schöpfung aufkommen. 

Die StVO soll so etwas wie die „Ge-

brauchsanweisung“ für das Miteinander im 

Straßenverkehr sein und kein „Drehbuch“ für 

hoheitliches Handeln. Adressat all der Ver-

haltensregeln ist deshalb der Bürger, und der 

muss all die Fachbegriffe und Regelungen 

verstehen und letztlich auch umsetzen kön-

nen. Und genau an diesem Ziel bestehen 

nicht selten Zweifel, wenn selbst Rechtsan-

wälte, Behörden, Polizei und Gerichte über 

die Bedeutung mancher mit „heißer Nadel“ 

gestrickter Paragraphen vor Gericht streiten. 

Ein abschreckendes Beispiel für diese 

Schlussfolgerung ist das „Handy-Verbot“ am 
Steuer. Was der Verordnungsgeber, spitzfin-

dige Anwälte – und Autofahrer – und zuletzt 

eine bisweilen lebensfremd anmutende 

Rechtsprechung aus einem einfachen Ver-

botssatz im Laufe der Jahre haben erwach-

sen lassen, löst schlicht zweifelndes Kopf-

schütteln aus.

Der Bundesrat hat am 22. September die 

53. Verordnung zur Änderung straßenver-

kehrsrechtlicher Vorschriften beschlossen 

(Drucksache 556/17), die am Tag nach der Ver-

kündung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten 

wird. Es werden zahlreiche Vorschriften geän-

dert und Bußgelder erhöht. Einige Beispiele:

 .  Änderung des § 23 StVO (Mobiltelefon, 

Tablets und andere Geräte am Steuer) 

Kernpunkt ist die Neufassung des § 23 StVO 

in den Absätzen 1a bis 1c, wobei dem Leser 

schon auffallen wird, dass nun auch dem Ver-

ordnungsgeber die mögliche Nutzung eines 

Tablets und weiterer Geräte im Auto aufge-

fallen und bewusst geworden sind. Darüber 

hinaus haben die Erfahrungen  gezeigt, dass 

die derzeitige Regelung nicht ernst genom-

men wird. Der mit dem  Mobiltelefon am Ohr 

telefonierende und  Kurznachrichten tippen-

de Fahrer gehören  bedauerlicherweise zum 
täglichen Verkehrsgeschehen. Dabei wird 

der Verstoß stets vorsätzlich begangen. Zu-

dem empfinden Verkehrsteilnehmer diese 

Verhaltensweisen nicht als sozialschädlich 

oder verkehrsgefährdend. Der generalprä-

ventive Charakter der Bewehrung fehlt also 

augenscheinlich.

Der Gesetzestext in § 23 StVO:

 „(1a) Wer ein Fahrzeug führt, darf ein elek-

tronisches Gerät, das der Kommunikation, 

Information oder Organisation dient oder zu 

dienen bestimmt ist, nur benutzen, wenn 

 .  hierfür das Gerät weder aufgenommen 

noch gehalten wird und 2. entweder a) nur 

eine Sprachsteuerung und Vorlesefunk-

tion genutzt wird oder b) zur Bedienung 

und Nutzung des Gerätes nur eine kurze, 

den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetter-

verhältnissen angepasste Blickzuwendung 

zum Gerät bei gleichzeitig entsprechender 

Blickabwendung vom Verkehrsgeschehen 

erfolgt oder erforderlich ist. 

Geräte in Sinne des Satzes 1 sind auch 

Geräte der Unterhaltungselektronik oder 

Geräte zur Ortsbestimmung, insbesondere 

Mobiltelefone oder Autotelefone, Berüh-

rungsbildschirme, tragbare Flachrechner, 

Navigationsgeräte, Fernseher oder Abspiel-
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 .  
geräte mit Videofunktion oder Audiorekor-

der. Handelt es sich bei dem Gerät im Sinne 

des Satzes 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 

um ein auf dem Kopf getragenes visuelles 

Ausgabe gerät, insbesondere eine Videobril-

le, darf dieses nicht benutzt werden.

Verfügt das Gerät im Sinne des Satzes 1, 

auch in Verbindung mit Satz 2, über eine 

Sichtfeldprojektion, darf diese für fahrzeug-

bezogene, verkehrszeichenbezogene, fahrt-

bezogene oder fahrtbegleitende Informatio-

nen benutzt werden. Absatz 1c und § 1b des 

Straßenverkehrsgesetzes bleiben unberührt.

(1b) Absatz 1a Satz 1 bis 3 gilt nicht für 

 .  1. ein stehendes Fahrzeug, im Falle eines 

Kraftfahrzeuges vorbehaltlich der Num-

mer 3 nur, wenn der Motor vollständig 

ausgeschaltet ist, 

 .  2. den bestimmungsgemäßen Betrieb ei-

ner atemalkoholgesteuerten Wegfahr-

sperre, soweit ein für den Betrieb be-

stimmtes Handteil aufgenommen und 

gehalten werden muss,

 .  3. stehende Straßenbahnen oder Linien-

busse an Haltestellen (Zeichen 224). Das 

fahrzeugseitige automatische Abschalten 

des Motors im Verbrennungsbetrieb oder 

das Ruhen des elektrischen Antriebes ist 

kein Ausschalten des Motors in diesem 

Sinne. Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Buch-

stabe b gilt nicht für 

 .  1. die Benutzung eines Bildschirms oder 

einer Sichtfeldprojektion zur Bewältigung 

der Fahraufgabe des Rückwärtsfahrens 

oder Einparkens, soweit das Fahrzeug nur 

in Schrittgeschwindigkeit bewegt wird, 

oder

 .  2. die Benutzung elektronischer Geräte, 

die vorgeschriebene Spiegel ersetzen 

oder ergänzen.“ 

Zur Erinnerung: Zu Beginn der Einfüh-

rung des Handy-Verbotes lautete die Vor-

schrift in § 23 Abs. 1 a StVO: „Dem Fahrzeug-

führer ist die Benutzung eines Mobil- oder 

Autotelefons untersagt, wenn er hierfür das 

Mobiltelefon oder den Hörer des Autotele-

fons aufnimmt oder hält. Dies gilt nicht, 

wenn das Fahrzeug steht und bei Kraftfahr-

zeugen der Motor ausgeschaltet ist.“ Damals 

beurteilte sich die Frage der Benutzung ei-

nes Mobiltelefons allein danach, ob das Te-

lefon in der Hand gehalten wurde oder nicht.

Mit der Neufassung wird das In-der-Hand-

Halten zahlreicher elektronischer Geräte ver-

boten. Die aktuelle Fassung geht damit weit 

über das bloße Handy-Verbot für den Fahrer 

hinaus. Auch das etwa in Gerichtsverhand-

lungen gerne zur Verteidigung vorgetragene 

Benutzen eines in der Hand gehaltenen Dik-
 

tiergeräts oder eines iPod (um der Polizei die 

Verwechslung mit einem Handy zu unterstel-

len) fällt nun unter das Verbot. 

Überdies umfasst die Vorschrift auch die 

bloße Zuwendung des Blicks hin zu fest ein-

gebauten Geräten, wie etwa Navigations-

geräten, bei gleichzeitiger Blickabwendung 

von der Straße in Abhängigkeit von deren 

Dauer. Hier bleibt in der Praxis abzuwarten, 

wo hier die Gerichte eine zeitliche Grenze 

ziehen und Geldbußen verhängt werden. 

Man diskutiert also bereits die zeitlichen 

Grenzen; anscheinend hat man sich weniger 

Gedanken um die zentrale Frage gemacht, 

die logischerweise zuerst zu beantworten 

ist. Wie gedenkt man beweissicher „die Blick-

zuwendung zu festeingebauten Geräten“ 

festzustellen?

Außerdem stellt die Änderung noch klar, 

dass Mobiltelefone und die anderen be-

nannten Geräte durch den Fahrzeugführer 

nur dann in die Hand genommen werden 

dürfen, wenn das Fahrzeug steht und der 

Motor vollständig ausgeschaltet ist. Das Aus-

schalten des Motors über eine Start-Stopp-

Automatik ist hier nicht ausreichend, ebenso 

das Ruhen eines Elektroantriebes.

 .  Erhöhung der Bußgelder für einen Ver-

stoß gegen § 23 StVO 

Auch die einschlägigen Bußgelder wer-

den erhöht und zudem neue Bußgeldtatbe-

stände eingefügt: Nr. 246: Elektronisches Ge-

rät rechtswidrig benutzt 

Nr. 246.1: beim Führen eines Fahrzeugs =  

100 Euro, ein Punkt

Nr. 246.2: mit Gefährdung = 150 Euro, zwei 

Punkte, ein Monat Fahrverbot

Nr. 246.3: mit Sachbeschädigung = 200 Euro, 

zwei Punkte, ein Monat Fahrverbot

Nr. 246.4:  beim Radfahren = 55 Euro

 .  Erhöhung der Bußgelder für Verstoß ge-

gen § 11 Abs. 2 StVO (Rettungsgasse) 

Als Nächstes wird das Nichtbilden und Of-

fenhalten einer Rettungsgasse beziehungs-

weise der Verstoß gegen § 11 Abs. 2 StVO mit 

drastisch erhöhten Bußgeldern belegt.

Nr. 50: Bei stockendem Verkehr auf einer 

Autobahn oder Außerortsstraße für die 
Durchfahrt von Polizei- oder Hilfsfahrzeugen 

keine vorschriftsmäßige Gasse gebildet = 

200 Euro, zwei Punkte

Nr. 50.1: mit Behinderung = 240 Euro, zwei 

Punkte, ein Monat Fahrverbot

Nr. 50.2: mit Gefährdung = 280 Euro, zwei 

Punkte, ein Monat Fahrverbot

Nr. 50.3: mit Sachbeschädigung = 320 Euro, 

zwei Punkte, ein Monat Fahrverbot

 .  Erhöhung der Bußgelder für Verstoß  

gegen § 38 Abs. 1 StVO (Schaffung freier 

Bahn für Einsatzfahrzeuge)

Begleitend zu den Erhöhungen bei einem 

Verstoß gegen die Bildung der Rettungs-

gasse werden auch die Bußgelder in diesem 

Bereich erheblich erhöht.

Nr. 135: Einem Einsatzfahrzeug, das blaues 

Blinklicht zusammen mit Einsatzhorn ver-

wendet hatte, nicht sofort freie Bahn ge-

schaffen = 240 Euro, zwei Punkte, ein Monat 

Fahrverbot

Nr. 135.1: mit Gefährdung= 280 Euro, zwei 

Punkte, ein Monat Fahrverbot

Nr. 135.2: mit Sachbeschädigung = 320 Euro, 

zwei Punkte, ein Monat Fahrverbot

Hier hat der Verordnungsgeber gleich 

zwei Fallkonstellationen sinnvollerweise mit-

einander verbunden. Die Rettungsgasse ist 

gemäß § 11 Absatz 2 StVO nur bei Stillstand 

oder Schrittgeschwindigkeit zu bilden. Als 

Schrittgeschwindigkeit werden zumeist Ge-

schwindigkeiten bis zu sieben km/h angese-

hen. Die alleinige Verschärfung der Ahn-

dung von Verstößen gegen die Bildung der 

Rettungsgasse hätte dazu geführt, dass Ver-

kehrsteilnehmer, die Einsatzfahrzeuge blo-

ckieren, bei geringfügigem Überschreiten 

dieser Grenzgeschwindigkeit nur noch mit 

einer deutlich verringerten Ahndung zu 

rechnen hätten. Eine Angleichung wird dar-

über hinaus die Einsatzfahrzeuge, die blo-

ckierende Fahrzeuge melden oder verfol-

gen, davon entbinden, Feststellungen zur 

Geschwindigkeit zu machen. Beide Vor-

schriften erfüllen den gleichen Zweck, näm-

lich zu ermöglichen, dass Einsatzkräfte den 

Einsatzort schnell erreichen.

 . Sonn- und Feiertagsfahrverbot 

Hier wird durch eine längst überfällige Ände-

rung des § 30 Abs. 3 StVO sowie der Ferien-

reiseverordnung klargestellt, dass durch 

 diese Regelung nur Fahrten „zur geschäfts-

mäßigen oder entgeltlichen Beförderung 

von Gütern einschließlich damit verbunde-

ner Leerfahrten“ umfasst sind. Der Begriff des 

gewerblichen Güterverkehrs orientiert sich 

dabei an der Definition des Güterkraftver-

kehrs („geschäftsmäßige oder entgeltliche 

Beförderung von Gütern“). 
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Dadurch wird insbesondere für private 

Gespanne nun endlich bundesweit Rechts-

klarheit erreicht, wenn das Zugfahrzeug als 

Lkw anzusehen respektive zugelassen ist.

 .  Verhüllungsverbot für das Gesicht des 

Fahrers

Überraschend ist eine Änderung des § 21 

Abs. 4 StVO, nach der Fahrzeugführer zu-

künftig ihr Gesicht nicht so verhüllen oder 

verdecken dürfen, dass deren Erkennbarkeit 

nicht mehr möglich ist. Ausgenommen da-

von sind Motorradfahrer, die weiter Integral-

helme nutzen können, um ihrer Verpflich-

tung nach § 21a Abs. 2 S. 1 StVO (Helmpflicht) 

nachzukommen. 

Dieser Verstoß wird nach Nr. 247a mit  

60 Euro (ohne Punkt) geahndet. Zur Begrün-

dung wird im Wesentlichen die Halterhaf-

tung angeführt. In Deutschland gibt es keine 

Halterhaftung. Aus dem Rechtsstaatsprinzip 

folgt, dass jede Strafe Schuld voraussetzt. Mit 

der Strafe wird dem Täter ein Rechtsverstoß 

vorgehalten und zum Vorwurf gemacht. Ein 

solcher Vorwurf setzt aber Vorwerfbarkeit, 

das heißt die persönliche Schuld des Täters, 

voraus. Anderenfalls wäre die Strafe eine mit 

dem Rechtsstaatsprinzip unvereinbare Ver-

geltung für einen Vorgang, den der Betroffe-

ne nicht zu verantworten hat. Die aus-

schließliche Verantwortlichkeit des Kraft- 

fahrzeugführers bei einer automatisierten 

Verkehrsüberwachung nachzuweisen fällt 

aber immer dann schwer, wenn das Gesicht 

verdeckt oder verhüllt ist. 

Zwar gebieten es die Helmpflicht und da-

mit die Verkehrssicherheit und der Eigen-

schutz von Kraftradfahrern, dass diese ihren 

Kopf mit einem geeigneten Helm (meist Inte-

gralhelm mitsamt dem darunter befind-

lichen Kälteschutz) schützen, im Kraftfahr-

zeug besteht dieses Schutzbedürfnis aber 

nicht im vergleichbaren Sinne. Die Länder 

tragen dem Schutzbedürfnis der Kraftradfah-

rer einerseits und dem Kontrollbedürfnis des 

Staates andererseits dadurch Rechnung, dass 

sie vermehrt Anhaltekontrollen bei den Kraft-

rädern durchführen, insbesondere an den 

örtlich bekannten Unfallschwerpunkten. 

Zur Gewährleistung einer effektiven Ver-

kehrsüberwachung, die mehr und mehr au-

tomatisiert durchgeführt wird, ist es im Übri-

gen geboten, für die Person, die das 

Kraftfahrzeug führt, ein Verbot auszuspre-

chen, das die Feststellbarkeit der Identität 

von vornherein gewährleistet. Ein Verstoß 

gegen die Vorschrift wird vorsätzlich began-

gen – es ist daher geboten, eine angemes-

sene Sanktion für die Zuwiderhandlung vor-

zusehen. | Dr. Michael Ludovisy
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Mietwagenkosten | Erforderlicher Umfang 
  Ist kein konkreter Mietzins vereinbart, je-

doch von Entgeltlichkeit auszugehen, kann 

der ortsübliche Mietzins durch das Gericht 

geschätzt werden. Die ersparten Eigenkosten 

sind generell mit drei Prozent des ortsübli-

chen Mietzinses zu schätzen. Die Ortsüblich-

keit der Mietwagen richtet sich nach der 

Schwacke-Liste. Kritikpunkte an dieser Liste 

können durch einen Abschlag von 17 Prozent 

Rechnung getragen werden.

AG Neustadt a. d. Aisch, Entscheidung vom 13.2.2016,  

Az. 2 C 145/16, Der Verkehrsanwalt 2017, 145
Handys am Steuer | Auch ohne SIM-Karte 
gilt das Verbot
  Die Frage, ob ein Mobiltelefon ohne eingeleg-

te SIM-Karte der Regelung des §23, Abs. 1a StVO 

unterliegt, ist obergerichtlich überwiegend be-

jaht worden.

OLG Hamm, Entscheidung vom 8.6.2017,  

Az. 4 RBs 214/17, NZV 2017, 443
Anscheinsbeweis | Rückwärtsfahren 
auf Parkplätzen
  Steht fest, dass sich der Unfall beim Rück-

wärtsfahren ereignet hat, der Rückwärtsfah-

rende zum Zeitpunkt des Aufpralls also noch 

nicht stand, so spricht auch bei Parkplatzun-

fällen ein allgemeiner Erfahrungssatz dafür, 

dass der Rückwärtsfahrende seiner Sorgfalts-

pflicht nach § 1 STVO nicht nachgekommen 

ist und er dadurch den Unfall verursacht oder 

zumindest mitverursacht hat. 

Ganz anders dagegen, wenn nicht auszu-

schließen ist, dass der rückwärtsfahrende Wa-

gen im Augenblick der Kollision bereits ge-

standen haben könnte, als der andere, eben-

falls rückwärtsfahrende Wagen in den stehen-

den hineingefahren ist. Dann fehlt es  an der 

für die Annahme eines Anscheinsbeweises er-

forderlichen Typizität des Geschehensablaufs.

BGH, Entscheidung vom 26.01.2016,  

Az. VI VR 179/15, SP 2017, 579
Abgrenzung | Wege- oder doch ein 
Betriebswegeunfall?
  Für die Abgrenzung zwischen einem haf-

tungsprivilegierten innerbetrieblichen „Betriebs-

wegeunfall“ und einem nicht haftungsprivilegier-

ten „Wegeunfall“ ist darauf abzustellen, ob sich 

der Unfall auf dem Betriebsgelände oder außer-

halb dessen zugetragen hat. Auch ein außerhalb 

der Werkstore gelegener Betriebsparkplatz ge-

hört zum Betriebsgelände, wenn dieser nur für 

Betriebsangehörige bestimmt ist. 

LG Erfurt, Entscheidung vom 7.10.2016,  

Az. 9 O 1039/11, NZV 2017, 439
Verbringungskosten | Konkrete 
Abrechnung und Reinigungskosten
  Der Geschädigte hat selbst dann einen 

vollumfäng lichen Anspruch auf Ersatz der 

Verbringungskosten, wenn die Werkstatt die-

se überteuert abrechnet. 

Hat der Gutachter auch die Reinigung des 

Fahrzeugs nach der Reparatur für schaden-

bedingt gehalten, hat der Geschädigte hier 

ebenso einen Anspruch auf Ausgleich.

AG Coburg, Entscheidung vom 10.4.2017,  

Az. 15 C 4/17, Der Verkehrsanwalt 2017, 144
Dashcam-Aufzeichnung | Beweis des 
Unfallhergangs 
  Eine Aufzeichnung des Straßenverkehrs durch 

eine Dashcam kann zwar in den Schutzbereich 

des allgemeinen Persönlichkeitsrechts eingreifen, 

es sind jedoch die jeweils schutzwürdigen Inte-

ressen beider Parteien gegeneinander abzuwä-

gen. Es kann von Bedeutung sein, ob andere Be-

weismittel zur Verfügung stehen.

OLG Nürnberg, Entscheidung vom 10.8.2017,  

Az. 13 U 851/17, NJW Spezial 2017, 618




